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Kommt jetzt eine Pflege nach dem Geldbeutel des Bundesfi-
nanzministers? 
Deutscher Pflegerat kritisiert Vetorecht des Finanzministeriums bei der Perso-
nalbemessung im Krankenhaus 
 
Zum heute vom Bundeskabinett genehmigten Entwurf eines Gesetzes zur Pflege-
personalbemessung im Krankenhaus (Krankenhauspflegeentlastungsgesetz, 
KHPflEG) gibt Christine Vogler, Präsidentin des Deutschen Pflegerats e.V. (DPR), 
folgendes Statement ab: 
 
„Der vorliegende Gesetzentwurf lässt enorme Zweifel daran aufkommen, ob das 
Bundesgesundheitsministerium tatsächlich noch die Fäden und damit die Ver-
antwortung für die kommende Personalbemessung im Krankenhaus in der Hand 
hält. Die professionell Pflegenden in den Krankenhäusern haben kein Verständ-
nis für weitere Diskussionsrunden innerhalb der Ministerien, darüber, ob das 
dringend benötigte Pflegepersonal nun eingestellt werden kann oder nicht. Es 
muss eingestellt werden, denn ansonsten ist die bereits heute stark gefährdete 
Versorgungssicherheit in der Pflege in Deutschlands Krankenhäusern künftig erst 
recht nicht mehr gesichert.  
 
Die Profession Pflege benötigt kein weiteres Déjà-vu mehr. Ein Einbezug des 
Bundesfinanzministeriums bei der Personalbemessung ist nicht akzeptabel. Die 
Profession Pflege benötigt klare Entscheidungen für bessere Arbeitsbedingungen 
und das unbedingte Vertrauen darauf, dass diese auch umgesetzt werden. Nur 
wenn es uns endlich gelingt, dieses Vertrauen auch aufzubauen und zu halten, 
wird die Abwärtsspirale beim Pflegepersonal auf Dauer gestoppt. Dazu gehören 
gute Arbeitsbedingungen, die durch eine gute Personalausstattung gesichert 
werden können. Es muss um Entlastung der Profession und die Sicherung der 
Versorgung gehen und nicht um die Finanzen.  
 
Die Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, zur verbindlichen 
Pflegepersonalbemessung im Krankenhaus die PPR 2.0 kurzfristig einzuführen. 
Der Gesetzentwurf nimmt dies völlig unzureichend auf. Die Chance für eine 
echte Perspektive für die Profession Pflege wird damit verspielt. Der vorliegende 
Gesetzentwurf birgt die Gefahr, dass das gesamte Personalbemessungsverfah-
ren verpufft. 
 
Der Gesetzentwurf hat neben dem geplanten Vetorecht des Bundesfinanzminis-
teriums weitere gravierende Mängel. Der Deutsche Pflegerat fordert: 
 

- Die PPR 2.0 und die Kinder-PPR 2.0 müssen eindeutig benannt wer-
den. Es reicht nicht aus, lediglich auf sie zu verweisen. 

- Der Einbezug des Intensivbereichs muss erfolgen. 



 

- Krankenhäuser mit einem abgeschlossenen Entlastungstarifvertrag 
dürfen nicht von der Pflicht zur Anwendung der Personalbemessung 
ausgenommen werden. 

- Die Abwälzung der Verantwortung für eine angemessene Personal-
ausstattung auf die Krankenhäuser ist nicht sachgerecht. Sie müssen 
sich darauf verlassen können, dass die Refinanzierung des Pflegeper-
sonals aus der PPR 2.0-Berechnung gesichert ist. 

- Der Pflegebedarf muss Grundlage zur Bestimmung der Soll-Personal-
besetzung sein, so wie dies das Ziel der PPR 2.0 ist. Auch das bleibt 
im Gesetzentwurf unklar. 

- Geschaffen werden muss das unabhängige Institut für die Personal-
ausstattung in der Pflege (InPeP). 

- Das Bundesgesundheitsministerium muss bei den Festlegungen zur 
Zusammensetzung des Pflegepersonals und dessen Qualifikationen 
zwingend pflegewissenschaftliche Expertise einbeziehen. 

- In der Einführungs- und Konvergenzphase des Personalbemessungs-
verfahrens müssen die Pflegepersonaluntergrenzen beibehalten 
werden. 

 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden keine wirklich besseren Arbeitsbe-
dingungen in der Krankenhauspflege kommen. Klar ist, dass der Gesetzentwurf 
die Prinzipien einer sachgerechten Personalbemessung hinters Licht führt. Die 
Probleme der Profession Pflege werden erneut nicht ernst genommen. Es fehlt 
mehr als je zuvor ein Fahrplan zum Personalaufbau und damit zur Sicherung der 
Patientenversorgung, die eine Staatsaufgabe ist.“ 
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Der Deutsche Pflegerat als Dachverband vertritt die geeinten Interessen der Berufsverbände 
und nicht die einzelnen Partikularinteressen der Verbände. Unterschiedliche Positionen und 
Meinungen einzelner Verbände können sichtbar sein und die Vielfalt der pflegerischen Profes-
sion widerspiegeln. Dieses berührt nicht die gemeinsamen Ziele und Intentionen des Deutschen 
Pflegerats. 
 
Zum Deutschen Pflegerat e.V. (DPR): 
 
Der Deutsche Pflegerat e.V. wurde 1998 gegründet, um die Positionen der Pflegeorganisati-
onen einheitlich darzustellen und deren politische Arbeit zu koordinieren. Darüber hinaus 
fördert der Zusammenschluss aus 18 Verbänden die berufliche Selbstverwaltung. Seit 2003 
handelt der Deutsche Pflegerat e.V. als eingetragener, gemeinnütziger Verein. Als Bundesar-
beitsgemeinschaft des Pflege- und Hebammenwesens und Partner der Selbstverwaltung im 
Gesundheitswesen vertritt der Deutsche Pflegerat heute die insgesamt 1,2 Millionen Be-
schäftigten der Pflege. Über die berufliche Interessenvertretung hinaus ist der Einsatz für 
eine nachhaltige, qualitätsorientierte Versorgung der Bevölkerung oberstes Anliegen des 
Deutschen Pflegerats. 
 
Präsidentin des Deutschen Pflegerats ist Christine Vogler. Vize-Präsidentinnen sind Irene 
Maier und Annemarie Fajardo. 
 
Mitgliedsverbände des DPR: 
 
- Arbeitsgemeinschaft christlicher Schwesternverbände und Pflegeorganisationen e.V. (ADS) 
- AnbieterVerband qualitätsorientierter Gesundheitspflegeeinrichtungen e.V. (AVG) 
- Bundesverband Lehrende Gesundheits- und Sozialberufe e.V. (BLGS) 
- Bundesverband Geriatrie e.V. (BVG) 
- Bundesverband Pflegemanagement 
- Deutscher Hebammenverband e.V. (DHV) 
- Berufsverband Kinderkrankenpflege Deutschland e.V. (BeKD) 
- Bundesfachvereinigung Leitender Krankenpflegepersonen der Psychiatrie e.V. (BFLK) 
- Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe e.V. (DBfK) 
- Deutsche Gesellschaft für Endoskopiefachberufe e.V. (DEGEA) 
- Deutsche Gesellschaft für Fachkrankenpflege und Funktionsdienste e.V. (DGF) 
- Deutsche Gesellschaft für Pflegewissenschaft e.V. (DGP) 
- Deutscher Pflegeverband e.V. (DPV) 
- Initiative Chronische Wunden e.V. (ICW) 
- Katholischer Pflegeverband e.V. 
- Verband der Schwesternschaften vom Deutschen Roten Kreuz e.V. (VdS) 
- Verband für Anthroposophische Pflege e.V. (VfAP) 
- Verband der PflegedirektorInnen der Unikliniken e.V. (VPU) 


